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am 31. Oktober 1956 
Wüst, Justizobersekretär 

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Entschädigungsrechtsstreit
der Witwe Sophie F g@b. B|

L^HUstraße
Klägerin und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter8 Rechtsanwalt Er.

Bl

g e g e n
die Freie Hansestadt B r e m e n ,  
vertreten durch den Senator für Arbeit in Bremen, 

Beklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt'Er 

in
hat der IV« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 31» Oktober 1956 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Schmidt, der Bundesrieh- 
ter Ascher, Er« v„ Werner, Maaß und Wilden

für Recht erkannt?
Eas Urteil des Entschädigungssenats des Hanseati­
schen Oberlandesgerichts in Bremen vom 25. April 
1956 wird aufgehoben« Eie Sache wird zur anderwei- 
ten Verhandlung und Entscheidung, auch über die 
außergerichtlichen Kosten der Revision, an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen. Eie Entscheidung 
ist gebühren- und auslagenfrei.

Von Rechts wegen
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Der im Jahre 1887 geborene Ehemann der Klägerin, 
der von Beruf Modelldrechsler war, hat seit dem Jahre 
1918 der KPD angehört. Er ist im Jahre 1932 wegen Ver­
brechens nach §§ 6 und 7 des Sprengstoffgesetzes zu 
einer Zuchthausstrafe von 8 Jahren unter Anrechnung der 
erlittenen Untersuchungshaft verurteilt worden» Er hatte 
mehrere Bomben angefertigt, Diese sollten anläßlich eines 
großen SA-Aufmarsches in Bremen von einer Eisenbahnüber­
führung aus auf Wagen geworfen werden, in denen sich An­
gehörige der SA befanden. Als die Polizei auf das Vorha­
ben aufmerksam wurde’und die Bomben sicherstellen wollte, 
kam es zu einer Explosion, bei der ein Polizeiwachtmei­
ster getötet und ein anderer schwer verletzt wurde. Die 
Zuchthausstrafe hat der Ehemann der Klägerin unter An­
rechnung der Untersuchungshaft, die vom 10.7. bis 10,11«
1932 dauerte, in der Zeit vom 10. November 1932 bis zum 
10. Juli 19’40 verbüßt. Anschließend an die Strafver­
büßung ist er in ein Konzentrationslager gekommen. Dort 
ist er am 10, November 1940 verstorben.

Die Klägerin hat vor Erlaß des Bundesergänzungsge- 
setses eine Entschädigung beantragt. Diese ist ihr von 
der Entschädigungsbehörde versagt worden. Ihre hiergegen 
erhobene Klage, mit der sie eine Hinterbliebenenrente 
verlangt hat, ist ohne Erfolg geblieben. Nach Inkraft­
treten des Bundesergänzungsgesetzes hat die Klägerin er­
neut die Zahlung einer Witwenrente sowie einer' Kapital- . 
entSchädigung verlangt. Nachdem die Entschädigungsbe­
hörde diese Ansprüche wiederum abgewiesen hatte, hat 
das Landgericht die Ansprüche der Klägerin dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt mit der Maßgabe, daß 
bei der Berechnung der Ehemann der Klägerin in die ver­
gleichbare Beamtengruppe des mittleren Dienstes einzu­
stufen sei. Auf die gegen das Urteil des Landgerichts
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von der Beklagten eingelegte Berufung hat das Ober- 
landesgericht die Klage abgewiesen. Es hat die Re­
vision zugelassen.

Mit dieser erstrebt die Klägerin die Wiederher­
stellung des Urteils des Landgerichts. Die Beklagte 
bittet, die Revision zurückzuweisen.

Entsoheidungsgründei
m m «mimii im   wfc mt* ** iM B K fclilC w i w  mm*

Bas Oberlandesgericht hat, soweit es sich um die 
Verurteilung, wegen des Sprengstoffverbrechens und um 
die Verbüßung der Zuchthausstrafe handelt, sowohl eine 
Verfolgung aus politischen Gründen, wie eine national­
sozialistische Gewaltmaßnahme verneint. Bas ist recht­
lich bedenkenfrei und wird auch von der Revision nicht 
angegriffen.'

Hinsichtlich der Verbringung in ein Konzentrations­
lager hat das Oberlandesgericht auf Grund eines kurz 
vor Beendigung des Strafvollzuges von der Strafanstalt 
an die Staatspolizeileitstelle in Bremen erstatteten 
Berichts als eiwiesen angesehen, daß für die Inhaftie­
rung im Konzentrationslager politische Erwägungen im 
Vordergrund gestanden hätten. In dem Bericht war der 
Ehemann der Klägerin als ein verbissener fanatischer 
Kommunist bezeichnet worden, der auch heute noch nicht 
bereit sei, von seiner kommunistischen Überzeugung ab­
zulassen und der einer der gefährlichsten Kommunisten 
sei, dessen weitere Verwahrung nach Strafverbüßung für 
dringend erforderlich gehalten werde. Das Oberlandes­
gericht hat jedoch dem Ehemann eine politische Über­
zeugung im Sinne des § 1 BErgG abgesprochen, well er 
bei dem Sprengstoffverbrechen eine Gesinnung an den 
Tag gelegt habe, die sich durch das Ausmaß ihrer Skru­
pellosigkeit nicht nur zu den Sittengesetzen, sondern
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auch zu den für eine politische Betätigung geltenden 
Geboten in krassen Widerspruch setze. Derjenige, der 
wie der Ehemann der Klägerin, durch einen Bombenan­
schlag wahllos die Tötung gleich mehrerer politischer 
Gegner habe herbeiführen wollen, habe es an dem sitt­
lichen Verantwortungsbewußtsein fehlen lassen und sei 
politisch nicht achtbar. Hieraus folgert das Berufungs­
gericht, daß der Ehemann der Klägerin sowohl im Jahre 
1932 als auch nach der Strafverbüßung eine politische 
Überzeugung im Sinne des § 1 BEG nicht besessen habe.

Die Auffassung des Berufungsgerichts wird zu Recht 
von der Revision angegriffen. Entsprechend der ständi­
gen Rechtsprechung des erkennenden Senats erforderte 
schon nach den bisher geltenden Vorschriften des § 1 
BErgG der Begriff der Überzeugung nur eine feste innere 
Einstellung zu den Fragen der Politik. Es gehörte 
nicht zu ihren Begriffsmerkmalen, Machtbar” oder ncha­
raktervoll” zu sein (vgl insbes DM Nr 1 und 18 zu 
§ 1 BErgG sowie Urteil vom 6*6.1956 IV ZR 26/56).

Nach dem inzwischen in Kraft getretenen Bundes­
entschädigungsgesetz vom 29- Juni 1956, das entsprechend 
dem Art III Nr 9 Abs 2 ÄndG .auch auf bereits in der 
Revisionsinstanz anhängige Verfahren anzuwenden ist, 
ist Voraussetzung für eine Entschädigung nicht mehr 
eine gegen den Nationalsozialismus gerichtete politi­
sche Überzeugung, es genügt vielmehr eine Verfolgung 
aus Gründen politischer Gegnerschaft, wobei auch eine 
irrtümliche Verfolgung ausreicht. Diese Voraussetzung 
ist hier gegeben. Nach den tatsächlichen Feststellun­
gen des Berufungsgerichts ist die Inhaftierung des 
Ehemanns in einem Konzentrationslager erfolgt, weil 
er als ein politischer Gegner des Nationalsozialismus 
angesehen worden ist. Eine solche Inhaftierung ist 
auch eine nationalsozialistische Gewaltmaßnahme ge-
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wesen« Wenn auch das Verbrechen, dessen sich der Ehe­
mann der Klägerin schuldig gemacht hatte, auf das 
Schärfste zu mißbilligen und die gegen ihn verhängte 
Zuchthausstrafe nur eine gerechte Sühne war, so war 
es mit rechtsstaatlichen Grundsätzen nicht vereinbar, 
wenn der Ehemann nach Verbüßung seiner Strafe seiner 
Freiheit weiter beraubt blieb und als politischer Geg­
ner in ein Konzentrationslager gebracht wurde«

Aus diesem Grunde muß das Berufungsurteil aufgeho­
ben und der Kechtsstreit zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen 
werden, damit dieses nunmehr feststellt, ob die nach 
§15 BEG erforderlichen weiteren Voraussetzungen für 
die Entschädigung wegen Schadens an Leben vorliegen«

Die Kostenentscheidung beruht auf § 225 BEG«
Schmidt Ascher v« Werner Bundesrichter Wilden

Maaß ist er­
krankt und ver­
hindert zu un­
terschreiben.

Schmidt
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